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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Verbraucherkreditgesetzes 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 
§ 4. (1) Dieser Abschnitt gilt für Verbraucherkreditverträge (Kreditverträge) 

mit einem Gesamtkreditbetrag von zumindest 200 Euro. 
§ 4. (1) Dieser Abschnitt gilt für Verbraucherkreditverträge (Kreditverträge) 

mit einem Gesamtkreditbetrag von zumindest 200 Euro. 
(2) Dieser Abschnitt gilt nicht für Kreditverträge, (2) Dieser Abschnitt gilt nicht für Kreditverträge, 

 1. bis 4. ...  1. bis 4. ... 
 5. die von einem Land, einem von einem Land eingerichteten Fonds oder 

einer von einem Land beauftragten juristischen Person nach den 
gesetzlichen Vorschriften über die Wohnbauförderung geschlossen 
werden, 

 5. die mit einem begrenzten Kundenkreis im Rahmen gesetzlicher 
Bestimmungen im Gemeinwohlinteresse geschlossen werden, sei es 
zinslos oder zu einem niedrigeren als dem marktüblichen Zinssatz oder 
zu anderen, für den Verbraucher günstigeren als den marktüblichen 
Bedingungen und zu Zinssätzen, die nicht über den marktüblichen 
Zinssätzen liegen, 

 6. und 7. ...  6. und 7. ... 
Prüfung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers Prüfung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers 

§ 7. (1) bis (3) ... § 7. (1) bis (3) ... 
(4) Wird ein Kreditantrag auf Grund einer Datenbankabfrage abgelehnt, so 

hat der Kreditgeber den Verbraucher unverzüglich und unentgeltlich über das 
Ergebnis dieser Abfrage und über die Angaben der betreffenden Datenbank zu 
informieren, es sei denn, dies liefe Zielen der öffentlichen Ordnung oder der 
öffentlichen Sicherheit zuwider. Die Bestimmungen des 
Datenschutzgesetzes 2000 bleiben unberührt. 

(4) Wird ein Kreditantrag auf Grund einer Datenbankabfrage abgelehnt, so 
hat der Kreditgeber den Verbraucher unverzüglich und unentgeltlich über das 
Ergebnis dieser Abfrage und über die Angaben der betreffenden Datenbank zu 
informieren, es sei denn, dies liefe Zielen der öffentlichen Ordnung oder der 
öffentlichen Sicherheit zuwider. Die Bestimmungen der Verordnung (EU) 
2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 
4.5.2016 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 127 vom 23.5.2018 S. 2 
bleiben unberührt. 

(5) § 28 Abs. 2 des Datenschutzgesetzes 2000 – DSG 2000, BGBl. I 
Nr. 165/1999 in der jeweils geltenden Fassung, ist auf bei der 
Datenschutzbehörde registrierte Informationsverbundsysteme kreditgebender 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Institutionen zur Bonitätsbeurteilung, bei denen die Verwendung auf § 8 Abs. 1 
Z 2 oder Z 4 DSG 2000 beruht, ungeachtet des Zeitpunkts des Abschlusses der 
darin erfassten Verträge nicht anzuwenden. 

Zugang zu Datenbanken Zugang zu Datenbanken 
§ 8. Bei grenzüberschreitenden Krediten ist der Zugang zu Datenbanken, die 

zur Bewertung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers verwendet werden, ohne 
Diskriminierung auch Kreditgebern aus anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zu gewähren. Die Bestimmungen des 
Datenschutzgesetzes 2000 bleiben unberührt. 

§ 8. Bei grenzüberschreitenden Krediten ist der Zugang zu Datenbanken, die 
zur Bewertung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers verwendet werden, ohne 
Diskriminierung auch Kreditgebern aus anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zu gewähren. Die Bestimmungen der Datenschutz-
Grundverordnung bleiben unberührt. 

Vorzeitige Rückzahlung Vorzeitige Rückzahlung 
§ 16. (1) Der Kreditnehmer hat das jederzeit ausübbare Recht, den 

Kreditbetrag vor Ablauf der bedungenen Zeit zum Teil oder zur Gänze 
zurückzuzahlen. Die vorzeitige Rückzahlung des gesamten Kreditbetrags samt 
Zinsen gilt als Kündigung des Kreditvertrags. Die vom Kreditnehmer zu 
zahlenden Zinsen verringern sich bei vorzeitiger Kreditrückzahlung entsprechend 
dem dadurch verminderten Außenstand und gegebenenfalls entsprechend der 
dadurch verkürzten Vertragsdauer; laufzeitabhängige Kosten verringern sich 
verhältnismäßig. 

§ 16. (1) Der Kreditnehmer hat das jederzeit ausübbare Recht, den 
Kreditbetrag vor Ablauf der bedungenen Zeit zum Teil oder zur Gänze 
zurückzuzahlen. Die vorzeitige Rückzahlung des gesamten Kreditbetrags samt 
Zinsen gilt als Kündigung des Kreditvertrags. Die vom Kreditnehmer zu 
zahlenden Zinsen verringern sich bei vorzeitiger Kreditrückzahlung entsprechend 
dem dadurch verminderten Außenstand und gegebenenfalls entsprechend der 
dadurch verkürzten Vertragsdauer; die Kosten verringern sich verhältnismäßig. 

(2) ... (2) ... 
 1. bis 2. ...  1. bis 2. ... 
[...] [...] 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 
Ergänzende Bestimmungen Ergänzende Bestimmungen 

Inkrafttretens- und Übergangsbestimmung Inkrafttretens- und Übergangsbestimmung 
§ 29. (1) bis (9) ... § 29. (1) bis (9) ... 
(10) § 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 93/2017 tritt mit 

1. Juli 2018 in Kraft. 
(10) § 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 93/2017 tritt mit 

1. Juli 2018 in Kraft. 
 (11) §§ 4, 7 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 

treten mit 1. März 2021 in Kraft und sind auf Kreditverträge und Kreditierungen 
anzuwenden, die nach dem 28. Februar 2021 geschlossen beziehungsweise 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gewährt werden. 

 (12) § 16 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 tritt mit 
1. Jänner 2021 in Kraft und ist auf Kreditverträge und Kreditierungen 
anzuwenden, die nach dem 11. September 2019 geschlossen beziehungsweise 
gewährt werden, sofern die vorzeitige Rückzahlung nach dem 31. Dezember 2020 
geleistet wird. 

Artikel 2 
Änderung des Hypothekar- und Immobilienkreditgesetzes 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 
§ 5. (1) Dieser Abschnitt gilt für Verbraucherkreditverträge (Kreditverträge), § 5. (1) Dieser Abschnitt gilt für Verbraucherkreditverträge (Kreditverträge), 

 1. die durch ein Pfandrecht oder ein sonstiges Recht an einer 
unbeweglichen Sache oder einem Superädifikat besichert werden oder 

 1. die durch ein Pfandrecht oder ein sonstiges Recht an einer 
unbeweglichen Sache oder einem Superädifikat besichert werden oder 

 2. die für den Erwerb oder die Erhaltung von Eigentumsrechten an einer 
unbeweglichen Sache oder einem bestehenden oder geplanten 
Superädifikat bestimmt sind. 

 2. die für den Erwerb oder die Erhaltung von Eigentumsrechten an einer 
unbeweglichen Sache oder einem bestehenden oder geplanten 
Superädifikat bestimmt sind. 

(2) Dieser Abschnitt gilt nicht für Kreditverträge, (2) Dieser Abschnitt gilt nicht für Kreditverträge, 
 1. und 2. ...  1. und 2. ... 
 3. die von einem Land, einem von einem Land eingerichteten Fonds oder 

einer von einem Land beauftragten juristischen Person nach den 
gesetzlichen Vorschriften über die Wohnbauförderung geschlossen 
werden, 

 3. die mit einem begrenzten Kundenkreis im Rahmen gesetzlicher 
Bestimmungen im Gemeinwohlinteresse geschlossen werden, sei es 
zinslos oder zu einem niedrigeren als dem marktüblichen Zinssatz oder 
zu anderen, für den Verbraucher günstigeren als den marktüblichen 
Bedingungen und zu Zinssätzen, die nicht über den marktüblichen 
Zinssätzen liegen, 

 4. ...  4. ... 
Prüfung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers Prüfung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers 

§ 9. (1) bis (8) ... § 9. (1) bis (8) ... 
(9) Die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes 2000 bleiben unberührt. (9) Die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 127 vom 23.5.2018 S. 2 bleiben unberührt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorvertragliche Informationen zur Kreditwürdigkeitsprüfung Vorvertragliche Informationen zur Kreditwürdigkeitsprüfung 

§ 10. (1) bis (3) ... § 10. (1) bis (3) ... 
(4) Wenn eine Datenbankabfrage vorgenommen wird, hat der Kreditgeber 

den Verbraucher im Einklang mit Artikel 10 der Richtlinie 95/46/EG vorab 
darüber zu informieren. 

(4) Wenn eine Datenbankabfrage vorgenommen wird, hat der Kreditgeber 
den Verbraucher im Einklang mit Artikel 13 der Datenschutz-Grundverordnung 
darüber zu informieren. 

(5) Die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes 2000 bleiben unberührt. (5) Die Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung bleiben 
unberührt. 

Zugang zu Datenbanken Zugang zu Datenbanken 
§ 11. (1) Kreditgebern aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum ist ohne Diskriminierung der Zugang zu Datenbanken zu 
gewähren, die zur Bewertung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers verwendet 
werden und mit deren Verwendung ausschließlich überwacht werden soll, 
inwieweit Verbraucher während der Laufzeit eines Kreditvertrags ihre 
Kreditverpflichtungen erfüllen. 

§ 11. (1) Kreditgebern aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum ist ohne Diskriminierung der Zugang zu Datenbanken zu 
gewähren, die zur Bewertung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers verwendet 
werden und mit deren Verwendung ausschließlich überwacht werden soll, 
inwieweit Verbraucher während der Laufzeit eines Kreditvertrags ihre 
Kreditverpflichtungen erfüllen. 

(2) Abs. 1 gilt sowohl für von privaten Kreditbüros und Kreditauskunfteien 
betriebene Datenbanken als auch für öffentliche Register. 

(2) Abs. 1 gilt sowohl für von privaten Kreditbüros und Kreditauskunfteien 
betriebene Datenbanken als auch für öffentliche Register. 

(3) § 28 Abs. 2 DSG 2000 ist auf bei der Datenschutzbehörde registrierte 
Informationsverbundsysteme kreditgebender Institutionen zur 
Bonitätsbeurteilung, bei denen die Verwendung auf § 8 Abs. 1 Z 2 oder Z 4 
DSG 2000 beruht, ungeachtet des Zeitpunkts des Abschlusses der darin erfassten 
Verträge nicht anzuwenden. Im Übrigen bleiben die Bestimmungen des 
Datenschutzgesetzes 2000 unberührt. 

(3) Die Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung bleiben 
unberührt. 

Vorzeitige Rückzahlung Vorzeitige Rückzahlung 
§ 20. (1) Der Kreditnehmer hat das jederzeit ausübbare Recht, den 

Kreditbetrag vor Ablauf der bedungenen Zeit zum Teil oder zur Gänze 
zurückzuzahlen. Die vorzeitige Rückzahlung des gesamten Kreditbetrags samt 
Zinsen gilt als Kündigung des Kreditvertrags. Die vom Kreditnehmer zu 
zahlenden Zinsen verringern sich bei vorzeitiger Kreditrückzahlung entsprechend 
dem dadurch verminderten Außenstand und gegebenenfalls entsprechend der 
dadurch verkürzten Vertragsdauer; laufzeitabhängige Kosten verringern sich 
verhältnismäßig. 

§ 20. (1) Der Kreditnehmer hat das jederzeit ausübbare Recht, den 
Kreditbetrag vor Ablauf der bedungenen Zeit zum Teil oder zur Gänze 
zurückzuzahlen. Die vorzeitige Rückzahlung des gesamten Kreditbetrags samt 
Zinsen gilt als Kündigung des Kreditvertrags. Die vom Kreditnehmer zu 
zahlenden Zinsen verringern sich bei vorzeitiger Kreditrückzahlung entsprechend 
dem dadurch verminderten Außenstand und gegebenenfalls entsprechend der 
dadurch verkürzten Vertragsdauer; die Kosten verringern sich verhältnismäßig. 

(2) ... (2) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. bis 2. ...  1. bis 2. ... 
[...] [...] 

4. Abschnitt 4. Abschnitt 
Wohnbauförderung Kreditierungen im Gemeinwohlinteresse 

Vorvertragliche Informationen und Werbung Vorvertragliche Informationen und Werbung 
§ 27. Werden in § 5 Abs. 1 genannte Verbraucherkreditverträge oder in § 26 

genannte Finanzierungshilfen von einem Land, einem von einem Land 
eingerichteten Fonds oder einer von einem Land beauftragten juristischen Person 
nach den gesetzlichen Vorschriften über die Wohnbauförderung geschlossen oder 
gewährt, so gilt Folgendes: 

§ 27. Werden in § 5 Abs. 1 genannte Verbraucherkreditverträge oder in § 26 
genannte Finanzierungshilfen im Rahmen gesetzlicher Bestimmungen im 
Gemeinwohlinteresse mit einem begrenzten Kundenkreis geschlossen oder diesem 
gewährt, sei es zinslos oder zu einem niedrigeren als dem marktüblichen Zinssatz 
oder zu anderen, für den Verbraucher günstigeren als den marktüblichen 
Bedingungen und zu Zinssätzen, die nicht über den marktüblichen Zinssätzen 
liegen, so gilt Folgendes: 

 1. Der Kreditgeber hat den Verbraucher in der vorvertraglichen Phase 
rechtzeitig auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger über 
die Hauptmerkmale, Risiken und Kosten solcher Kreditverträge oder 
Finanzierungshilfen zu informieren. 

 1. Der Kreditgeber hat den Verbraucher in der vorvertraglichen Phase 
rechtzeitig auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger über 
die Hauptmerkmale, Risiken und Kosten solcher Kreditverträge oder 
Finanzierungshilfen zu informieren. 

 2. Die Werbung für solche Kreditverträge und Finanzierungshilfen hat den 
Kriterien der Redlichkeit und Eindeutigkeit zu genügen und darf nicht 
irreführend sein. 

 2. Die Werbung für solche Kreditverträge und Finanzierungshilfen hat den 
Kriterien der Redlichkeit und Eindeutigkeit zu genügen und darf nicht 
irreführend sein. 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 
Ergänzende Bestimmungen Ergänzende Bestimmungen 

Inkrafttretens- und Übergangsbestimmung Inkrafttretens- und Übergangsbestimmung 
§ 31. (1) bis (3) ... § 31. (1) bis (3) ... 
(4) § 1, § 7 und Anhang II in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 93/2017 treten mit 1. Juli 2018 in Kraft. 
(4) § 1, § 7 und Anhang II in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 93/2017 treten mit 1. Juli 2018 in Kraft. 
 (5) §§ 5, 9, 10, 11, 20 und 27 sowie die Bezeichnung des 4. Abschnitts in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 treten mit 1. Jänner 2021 in 
Kraft und sind auf Kreditverträge und Kreditierungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2020 geschlossen beziehungsweise gewährt werden. 
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